( Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide
sind grundlegende Möglichkeiten, durch die die Bevölkerung über öffentliche Angelegenheiten der Landespolitik (in den Stadtstaaten auch der gesamtstädtischen Politik) selbst entscheiden kann bzw. gestaltungspolitischen Einfluss nimmt.  

Ziel einer Volksinitiative ist, dass das Landesparlament gezwungen wird, sich noch einmal mit einer Angelegenheit zu befassen, wozu es von sich aus nicht bereit ist. Ziel eines Volksbegehrens ist die Einleitung eines Volksentscheides, und Ziel eines Volksentscheides ist die plebiszitäre Entscheidung (anstelle einer Parlamentsentscheidung) zu einer Angelegenheit, die im Verantwortungsbereich des Parlaments liegt. 

Grundlegende Kriterien für die Linkspartei sind dabei, dass 

· die Bevölkerung möglichst uneingeschränkt über alle Angelegenheiten selbst entscheiden kann, zu denen das Landesparlament Beschlüsse zu fassen hat, sowie

· die Bedingungen (Quoren, Verfahren) bürgernah, Aktivität fördernd und erreichbar gestaltet sind.    

Die Linkspartei tritt dafür ein, Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide zu günstigen Bedingungen auch auf Bundes- und auf europäischer Ebene zu ermöglichen. Zugleich tritt sie dafür ein, dass – ähnlich wie beim Wahlrecht – der Kreis der Teilnahmeberechtigten erweitert und das Teilnahmealter gesenkt wird. 

In Berlin haben im Juni 2006 alle fünf Fraktionen des Abgeordnetenhauses einen gemeinsamen Gesetzesantrag zur deutlichen Erleichterung von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden angenommen, dem am 17. September 2006 im Zusammenhang mit den Wahlen per Volksabstimmung ein überzeugendes Votum folgte. Mit den neuen Regelungen gelang es weitestgehend, unseren politischen Ansprüchen gerecht zu werden:

· Die bisherigen und woanders üblichen Ausschlussgründe bei Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden wurden nahezu aufgehoben; die Bürgerinnen und Bürger können bis auf wenige Ausnahmen (Haushaltsgesetz, Tarif-, und Personalangelegenheiten) über alles selbst entscheiden, wozu das Landesparlament Beschlüsse fassen kann. 

· Gestärkt wurden auch die Kompetenzen der Abgeordneten durch die Übergabe eines unbegrenzten Akteneinsichtsrechtes. 

· Der Regierende Bürgermeister kann jetzt die Senatsmitglieder berufen bzw. abberufen.

· Damit eine Volksinitiative, die das Parlament zwingt, sich mit einer bestimmten Angelegenheit zu befassen, erfolgreich ist, müssen sich statt bislang 90 000 nur noch 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner dafür aussprechen, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit und ab dem 16. Lebensjahr.

· Ein Volksbegehren zur Einleitung eines Volksentscheides bedarf der Unterstützung von mindestens 20 000 Wahlberechtigten. Es kommt zustande, wenn 7 Prozent der Wahlberechtigten – nicht wie bisher 10 Prozent – innerhalb von vier Monaten dem Volksbegehren zustimmt. 

· Deutlich vereinfacht werden Volksentscheide. Sie haben Erfolg, wenn sich mindestens ein Viertel der Wahlberechtigten dafür ausspricht.  

· Auch Verfassungsänderungen und Parlamentsauflösungen (vorzeitige Beendigung der Wahlperiode) sind jetzt per Volksentscheid möglich. Weil für Verfassungsänderungen und für die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode auch im Parlament höhere Hürden gelten, sind dafür ebenso die Bedingungen im Rahmen direkter Demokratie höher gesetzt worden.
· Jeweils 50 000 Wahlberechtigte müssen die Durchführung eines Volksbegehrens zur Einleitung eines Volksentscheids über die Änderung der Landesverfassung bzw. die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode unterstützen. Das Volksbegehren bedarf dann der Zustimmung durch 20 Prozent der Wahlberechtigten. 

· Ein Volksentscheid zur Änderung der Verfassung ist erfolgreich, wenn zwei Drittel der Teilnehmenden, die zugleich mindestens der Hälfte aller Wahlberechtigten ausmachen müssen, zustimmen. Für einen erfolgreichen Volksentscheid zur vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode sind die Teilnahme von mindestens 50 Prozent der Wahlberechtigten und die Zustimmung durch die Mehrheit erforderlich. 

Die Linkspartei.PDS hält die Quoren für Verfassungsänderungen und Parlamentsauflösungen für zu hoch. Hier treten wir für Nachbesserungen ein. Dennoch hat sie für die Zustimmung zu dieser Verfassungsänderung am 17. September 2006 geworben, weil das in dieser Frage Erreichte weitaus besser ist als der vorherige Zustand.    
Gesetze zur direkten Demokratie auf Landesebene

Mehr Demokratie für Berlinerinnen und Berliner (I)

hier: Änderung der Verfassung von Berlin
Fünftes Gesetz

zur Änderung der Verfassung von Berlin

vom 16. Juni 2005

Das Abgeordnetenhaus hat unter Beachtung der Vorschrift des Artikels 100 der Verfassung von Berlin das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Die Verfassung von Berlin vom 23. November 1995 (GVBl. S. 779), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. September 2004 (GVBl. S. 367), wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die gesetzgebende Gewalt wird durch Volksabstimmungen, Volksentscheide und durch die Volksvertretung ausgeübt, die vollziehende Gewalt durch die Regierung und die Verwaltung sowie in den Bezirken im Wege von Bürgerentscheiden. Die richterliche Gewalt liegt in den Händen unabhängiger Gerichte.“

2. Artikel 72 erhält folgende Fassung:
„Art. 72 (Aufgaben der Bezirksverordnetenversammlung, Bürgerentscheid) 

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung ist Organ der bezirklichen Selbstverwaltung; sie übt die Kontrolle über die Verwaltung des Bezirkes aus, beschließt den Bezirkshaushaltsplan und entscheidet in den ihr zugewiesenen Angelegenheiten.

(2) An die Stelle von Beschlüssen der Bezirksverordnetenversammlung  können im Rahmen der Zuständigkeit der Bezirksverordnetenversammlung Bürgerentscheide der zur Wahl der Bezirksverordnetenversammlung Wahlberechtigten treten. Das Nähere wird durch Gesetz geregelt."

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

